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E s ist der Gründungsgedanke 
von Gewerkschaften, den 
Schwachen dadurch eine 

Stimme zu geben, indem sie sich 
zusammenschließen. Diese Gemein-
schaft gibt uns Kraft. Doch stellt 
sich die Frage, wozu diese Energie 
eingesetzt wird.

In den vergangenen Jahren 
konnte viel für die Menschen in der 
Bundespolizei erreicht werden. Die 
Fortschreibung des Organisations- 
und Dienstpostenplans, also die 
Bewertung unserer Arbeit, wurde 
verbessert. Durch unseren gemeinsa-
men Einsatz und den Protest „Tatüta-
ta – Nix mehr da“ setzten wir der 
Politik der „schwarzen Null“ Ent-
scheidendes entgegen. Die Beförde-
rungen im letzten Jahr stellen 
ebenfalls einen Beweis hierfür dar. 

Die Parlamentsdebatten zum Haus-
halt 2015 und Haushalt 2016 unter-
strichen, welchen Einfluß die GdP 
auf diese Verbesserungen hatte. – 
Eine vollumfängliche Bilanz 
unserer Arbeit aus den letzten vier 
Jahren würde hier den Rahmen 
sprengen …

Dazu gehören auch Verbesserun-
gen der Zulage für den Dienst zu 
ungünstigen Zeiten. Und beispiels-
weise wurde die Regelung zur 
Ruhepause, die bislang nur durch 
Erlass geregelt war, in der Arbeits-
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zeitverordnung verankert. Auch nach 
zähen Verhandlungsrunden schloss 
sich das Bundespolizeipräsidium 
unserer GdP-Rechtsauffassung an 
und untersagte Minusstunden nach 
Krankheit und Urlaub, die durch den 
„ePlan“ entstanden waren. Die 
Zahlung der Abnutzungsentschädi-
gung für das Tragen von Zivilklei-
dung durch Tarifbeschäftigte wurde 
sichergestellt. Außerdem waren es 
unsere Initiativen, die eine neue 
Bekleidung für unsere Fluggastkon-
trollkräfte realisierten. – Diese 
Beispiele belegen, wie sehr die 
Gewerkschaft der Polizei durch 
unsere Personalräte im Alltag der 
Menschen wurzelt.

Wir traten an, die Belastung der 
Menschen in der Bundespolizei 
abzubauen. Uns wurde entgegenge-
halten, dass die Forderungen nach 
mehr Personal typische „Kampfparo-
len“ seien … Doch das Parlament 
erkannte unsere Argumente an. 
Besonders erfreulich ist der Stellen-
auswuchs für die Verwaltung und die 
damit verbundene Möglichkeit, 
endlich erfolgreiche berufliche 
Ausbildung anzuerkennen.

Gewerkschaft und Personalrat 
sind füreinander geschaffen. Für die 
Beschäftigten in der Dienststelle und 
gegenüber der Regierung sowie dem 
Parlament arbeiteten wir verzah-
nend, gestalteten und redeten Klar-
text.

Dort, wo die Möglichkeit des 
„dienststelleninternen Organs“ 
Personalrat endete, wirkten wir als 
Gewerkschafter weiter und fanden 
Gehör, weil die Argumente schlüssig 
waren. – Doch der Einsatz für 
Gerechtigkeit endet nie.

Jede Zeit hat ihre Anforderungen 
und will ihre Antworten. Die Bundes-
polizei leidet trotz der Kabinettsbe-
schlüsse weiter an einer massiven 
strukturellen Unterfinanzierung im 
Sachhaushalt und einem nach wie 
vor nicht gedeckten Personalbedarf. 
Die Einsatzlage für die Menschen in 
der Bundespolizei ist gegenwärtig 

nur unter Vernachlässigung polizeili-
cher Einsatzerfordernisse und durch 
die Hingabe eines jeden Einzelnen 
zu bewältigen. Ein Lösungsansatz 
wäre ein nachhaltiges, verbindliches 
Konsolidierungsprogramm für die 
Bundespolizei. Dieses sollte Haus-
haltsfragen, Aufgaben und Personal-
rechtsfragen beinhalten.

Es geht um mehr, als um mehr 
Personal: Es geht darum, die 
Rahmenbedingungen, unter 

denen unsere Kolleginnen und 
Kollegen Außergewöhnliches 

leisten, zu verbessern!

Die Altersgrenze für Polizeibeam-
tinnen und -beamte ist unseres 
Erachtens belastungsorientiert 
anzupassen; – also nach Mindestzei-
ten in Funktionen des Dienstes zu 
wechselnden Zeiten abzusenken. 
Und die Wochenarbeitszeit ist zu 
senken. Für Beschäftigte, die in 
Hochpreisregionen bzw. Großstädten 
eingesetzt werden, ist ein Kaufkraft-
ausgleich – auch in Analogie zu 
Auslandsverwendungen – zu zahlen. 
Es sind also nicht ausschließlich 
Konsequenzen hinsichtlich der 
Personalstärke zu ziehen, sondern 
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Der 49-jährige Stefan Hoffmann engagiert 
sich gewerkschaftspolitisch seit Längerem zu 
Auswirkungen der digitalen Welt. Sein Credo: 
Die GdP hat keine Botschaften, was nicht 
geht, sondern bietet als einzige Gewerk-
schaft Lösungen sowie Wachsamkeit an. 
Deshalb wirbt er bei den anstehenden 
Personalratswahlen um die Stimmen für die 
GdP.� Foto: GdP

das vorhandene Personal zu stärken. 
Und für uns als GdP gehört die 
Wiedereinführung der Ruhegehalts-
fähigkeit der Polizeizulage ebenso 
dazu, wie zur Attraktivität der 
Nachwuchsgewinnung die Wieder-
gewährung der Anwärtersonderzu-
schläge, die Besoldung der Anwärte-
rinnen und Anwärter des zweiten 
Dienstjahres nach Besoldungsgruppe 
A 5 und die Anhebung des Eingangs-
amtes für den mittleren Polizeivoll-
zugsdienst. – Denn nur berufszufrie-
dene Mitarbeiter sind gute Werber 
für den eigenen Beruf. Besondere 
Bedeutung hat für die GdP eine 
Fortführung des Hebungsprogramms 

Fortsetzung von Seite 1 von Funktionen des mittleren in den 
gehobenen Dienst, da von den 
seitens des Bundesministeriums des 
Innern dafür ausgemachten 17 000 
Funktionen erst 6350 tatsächlich 
umgewandelt wurden.

Die Gewerkschaft richtet sich an 
den Menschen aus. Sie alle haben 
einen fairen Umgang verdient. Und 

diesem Anspruch wird durch die 
Mitbestimmung Rechnung getragen. 
Den Beweis der Leistung der 
Personalräte haben wir geliefert. 
Nämlich: Mit unseren Personalräten 
wird die Situation der Menschen 
verbessert. – Deshalb: Menschlich – 
fair – besser – GdP: Jede Stimme 
zählt!

Was hat das E-Government-Gesetz 
mit der Bundespolizei zu tun?

Das E-Government-Gesetz ent-
stand aufgrund einer Strategie der 
Bundesregierung zur damaligen „Di-
gitalen Agenda“. Diese ist Bestand-
teil der Initiative „Innovativer Staat“, 
wird fortgeschrieben, befindet sich in 
der jetzigen Version als „Digitale 
Agenda 2020“ auf dem Markt und 
beeinflusste die Rahmenbedingun-
gen für das E-Government-Gesetz 
vom 1. August 2013. Innerhalb dieser 
Gesetzesinitiative versucht die Ver-
waltung herkömmliche Prozesse zu 
digitalisieren. Dabei wird dem Bürger 
und auch anderen, die mit der öffent-
lichen Verwaltung in Kontakt treten 
wollen, die Möglichkeit eröffnet, dies 
zukünftig auch über das Internet zu 
erledigen. Die Abkehr von der pa-
piergebundenen – zur reinen digita-
len  – Vernetzung steht dabei nicht im 
Vordergrund, da es zukünftig noch 
Menschen geben wird, die das Inter-
net hierzu nicht nutzen werden. – Als 
Beispiele seien benannt: das elektro-
nische Bezahlverfahren, die elektro-
nische Aktenführung, das Bereitstel-
len von Daten (Open Data) usw. 
Dabei hat man sich an Dienstleistun-
gen der Verwaltung orientiert, die un-
terschiedliche Lebenslagen wider-
spiegeln und auch bedarfsorientiert 
anmuten – die quasi als erstes umge-
setzt werden sollen. Beispiel gefällig? 
– Was braucht man eigentlich alles, 
wenn man sich vermählen will?

Dazu bildeten sich auf Bundesseite, 
aber auch auf Bund-Länder-Ebene, 
verschiedene Gremien. Zu benennen 
ist der IT-Planungsrat (Bund-Länder-
Gremium als Staatssekretärsaus-
schuss). Er hat die Aufgabe, die Zu-
sammenarbeit von Bund und Ländern 
zu koordinieren, beschließt gemein-
same IT-Sicherheitsstandards und 
steuert E-Government-Projekte im 
Rahmen der Prozeßarbeit. – Nun 

DIGITALE WEITERENTWICKLUNG

kommen wir zu den Auswirkungen 
für die Bundespolizei …

Im Rahmen der o. g. Ausführungen 
wird auch die Bundespolizei nicht he-
rumkommen, einige Projekte selbst 
umzusetzen. Die Einführung der 
„DE-Mail“ kommt bereits im Jahr 
2016 auf die Bundespolizei zu. Außer-
dem muss die Bundespolizei eine 
elektronische Akte einführen. Dabei 
besteht eine theoretische Zeit bis ins 
Jahr 2020. Man geht jedoch davon 
aus, dass ein Test bereits 2018 begin-
nen muss, um 2020 für die E-Akte 
„fit“ zu sein. Ausschreibungsvorbe-
reitungen (Lastenheft) mit den Be-
darfsanforderungen der Bundespoli-
zei laufen bereits auf Ebene des 
Bundesministeriums des Innern. Die-
ser gesamte Prozess wird sich auf alle 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Bundespolizei auswirken. Und hier 
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stellt sich die Frage, ob das polizeili-
che Vorgangsbearbeitungssystem 
@rtus dem Standard nach eine E-Ak-
te ist oder ob hier noch dezidierter 
Anpassungsbedarf besteht. Ebenso 
müssen die Geschäftsordnungspro-
zesse digital noch stärker abgebildet 
werden als bisher.

Erwähnenswert ist jedoch, dass auf 
den unterschiedlichsten Ebenen 
(Bund bzw. Länder)  die Gewerk-
schaften – und damit die Mitarbeiter-
vertretungen der Verwaltung – nicht 
in den derzeit beschrieben Dokumen-
ten auftauchen.

Hier haben wir als Gewerkschaft 
der Polizei (GdP) ein deutliches Sig-
nal Richtung Deutscher Gewerk-
schaftsbund (DGB) als Spitzenorga-
nisation gesetzt und einen Kollegen 
eingebunden, der unsere Mitarbei-
terinteressen der Bundespolizei ver-
treten wird.

Weiterhin findet auf der Gewerk-
schaftsebene untereinander ein reger 
Informationsaustausch statt. Wir wer-
den uns zur Wahrung der Interessen 
unserer Beschäftigten besser vernet-
zten, um uns in dieser Thematik auch 
zukünftig stark zu positionieren.� SH

„Wir schaffen das in dieser Stärke 
nicht und die Bundespolizeiinspek-
tion (BPOLI) Nürnberg braucht wie-
der Personal für die Gewaltpräven-
tion“, so die Quintessenz der 
Verantwortlichen der BPOLI Nürn-
berg anlässlich des Besuchs der Mit-
glieder des Bundestages (MdB) Ga-
briele Fograscher, Gabriela Heinrich 
sowie Uli Grötsch auf Einladung der 
Kreisgruppe (KG) Nürnberg der Ge-
werkschaft der Polizei (GdP) Mitte 
Januar 2016. Zu den Diskussions-
punkten – unter polizeitaktischen 
und personalwirtschaftlichen As-
pekten – berichtet die KG Nürnberg 
auf ihrer Homepage: kg-nuernberg.
gdpbundespolizei.de.

KREISGRUPPE NÜRNBERG

Dies war bereits der dritte Besuch 
von Abgeordneten, der auf Initiative 
der KG Nürnberg stattfand. Wir sind 
sicher, dass wir auf diesem Weg Erfol-
ge für unsere Kolleginnen und Kolle-
gen sowie für unsere Inspektion mit 
ihren Revieren erzielen werden. Unser 
Bild zeigt (v.l.n.r.): Andreas Rosskopf 
(Vorsitzender der GdP-Direktions-
gruppe München), Gabriela Heinrich 
(MdB – SPD), Christian Klein (stellver-
tretender Inspektionsleiter), Uli 
Grötsch (MdB – SPD), Albert Blersch 
(Inspektionsleiter), Gabriele Fogra-
scher (MdB – SPD), Jörg Radek (Vor-
sitzender des GdP-Bezirks Bundespo-
lizei), Lothar Jäckisch sowie Wolfgang 
Stolz (beide KG Nürnberg).� LJ 

Sofortrechtsschutz der 
Gewerkschaft der Polizei (GdP) 
ein voller Erfolg  – 250 Euro 
Schmerzensgeld wurden einem 
Kollegen der Bundesbereit-
schaftspolizei zuerkannt.

Im Rahmen eines Einsatzes an-
lässlich des Fussballspiels VfL 
Osnabrück gegen SC Preußen 
Münster im August 2014 kam es 
zu mehreren Angriffen und Be-
leidigungen sogenannter Fans 
des SC Preußen Münster gegen 
unsere eingesetzten Kolleginnen 
und Kollegen der Direktion Bun-
desbereitschaftspolizei.

Im Zuge mehrerer Festnahmen 
sowie der  dadurch folgenden po-
lizeilichen Maßnahmen konnten 
unter anderem die Identitäten ei-
niger Straftäter festgestellt wer-
den.

Ein verletzter GdP-Kollege 
wurde durch die Kreisgruppe 
Uelzen im Rahmen der GdP-So-
fortmaßnahmen und zu seinem 
GdP-Rechtsschutz beraten und 
betreut. Die unkomplizierte 
Kontaktaufnahme mit unserer 
Rechtsanwaltskanzlei, die opti-
male – und vor allem hartnäckige 
– Durchsetzung der zivilrechtli-
chen Ansprüche unseres Kolle-
gen durch die beauftragte Kanz-
lei, führte nunmehr zum Erfolg. 
– Insgesamt 250 Euro Schmer-
zensgeld erhielt der Kollege; na-
türlich nicht freiwillig. Die 
Rechtsanwaltskosten sowie das 
Schmerzensgeld mussten beim 
Beschuldigten zwangsvollstreckt 
werden.

Ein klares Zeichen an 
diejenigen, die der Meinung 
sind, unsere Kolleginnen und 
Kollegen im Einsatz attackie-

ren zu können.

IR
 

KREISGRUPPE UELZEN
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ATTRAKTIVITÄT FÜR ALLE

Unsere versierte Autorin Judith Hausknecht 
sieht ihre zukünftigen personaltätlichen und 
gewerkschaftlichen Schwerpunkte im 
Bezirkspersonalrat sowie im Personalrat bei 
der Bundespolizeidirektion Flughafen 
Frankfurt/Main.� Foto: privat

Eine Entlastung des Vollzugs-
dienstes von Administration bedeu-
tet eine Stärkung des Verwaltungs-
dienstes.

Jahrelang galt der Verwaltungs-
dienst als Stiefkind der Bundespoli-
zei. Eine unzureichende Stellenstruk-
tur und die Stelleneinsparungen 
erschwerten eine persönliche Ent-
wicklung von Verwaltungsbedienste-
ten und auch die organisatorische 
Aufstellung des Verwaltungsberei-
ches spiegelte nicht die notwendigen 
Dienstposten für eine Administration 
in der großen Bundespolizei wider. 
Frustration, Überarbeitung und auch 
Wegbewerbungen waren oftmals die 
Folge. 

Doch das Schattendasein hat ein 
Ende. – Schon immer setzte sich die 
Gewerkschaft der Polizei (GdP) für 

ein gleichberechtigtes Miteinander 
von Vollzugs- und Verwaltungsdienst 
ein. Zwar ist es uns noch nicht gelun-
gen, nach der Neuorganisation eine 
umfassende Organisationsuntersu-
chung für den administrativen Be-
reich zur Umsetzung zu bringen. 
Trotzdem ist festzustellen, dass die 
Verantwortlichen in der Oberbehörde 
das Bewusstsein haben, dass eine sol-
che zwingend erforderlich ist. Und 
wir fordern diese auch ständig (insbe-
sondere in Bezug auf die Personalfor-
derungen im Haushaltsaufstellungs-
verfahren) ein. Schließlich sind die 
Bestrebungen, den operativen Dienst 
von administrativen Aufgaben zu ent-
lasten, in aller Munde. Eine Herauslö-
sung von Polizeivollzugsbeamtinnen 
und -beamten kann jedoch erst dann 
umfänglich erfolgen, wenn die Ver-
waltung personell in die Lage ver-
setzt wird, die anfallenden Aufgaben 
durch Verwaltungsbeamtinnen und 
-beamte und Tarifbeschäftigte wahr-
zunehmen. Hier ist in Anbetracht der 
aufwachsenden Zahlen im Polizei-
vollzugsdienst ein Dienstpostenauf-
wuchs – einhergehend mit einer 
haushaltsrechtlichen Unterlegung – 
fast allein aus der logischen Konse-
quenz heraus unabwendbar. 

Die Stellenstruktur in der Verwal-
tung der Bundespolizei hat sich je-
doch sehr verbessert. Mit den Haus-
haltspolitikern des Deutschen 
Bundestages wurde für die Jahre 
2014 bis 2017 eine regelmäßige Stel-
lenhebung vereinbart. Jährlich wur-
den durch Haushaltsgesetzgebung 39 
Planstellen von A 9g bis A 11 in Plan-
stellen A 12 und A 13g gewandelt. Im 
mittleren Dienst sind es 33 Planstellen 
nach A 9m und A 9mZ. Aus diesen 
Hebungen konnten jährlich 98 Beför-
derungsmöglichkeiten im gehobenen 
und 81 im mittleren Dienst generiert 

werden. Auf die vier Jahresraten be-
zogen also insgesamt über 700 Beför-
derungen für Verwaltungsbeamtin-
nen und -beamte. Doch damit nicht 
genug, denn wir fordern schließlich – 
wie oben beschrieben – auch eine an-
zahlmäßige Erhöhung!

So sind beispielsweise die maßgeb-
lich durch die GdP erreichten Plan-
stellenmehrungen von jeweils 1000 
für 2016 bis 2018 nicht nur für den 
Polizeivollzugsdienst. 2016 wurden 
240 Planstellen zweckgebunden für 
die Verwaltung ausgewiesen. Das 
lässt ca. weitere 500 Beförderungs-
möglichkeiten zu, welche nunmehr 
jedoch mit Sorgfalt und zukunftsori-
entiert umzusetzen sind. Auch Neu-
einstellungen sind möglich, wobei 
der GdP das im Programm „Attrakti-
vität für alle“ formulierte Ziel der Ver-
beamtung von Tarifbeschäftigten ein 
besonderes Anliegen ist, welches in 
den Behörden verhandelt werden 
muss. Hierzu gilt es, den Willen zur 
Anerkennung der Laufbahnbefähi-
gung positiv zu beeinflussen, um die 
restriktive Handhabung in Bezug auf 
Berufe, die nicht explizit verwal-
tungsrelevant sind, zu beenden. Auch 
die Anerkennung von Bildungsab-
schlüssen für den gehobenen Dienst 
in Bezug auf die Gleichwertigkeit von 
akademischen Abschlüssen mit de-
nen der beruflichen Bildung ist aus-
baufähig.

Zudem sollen nicht nur Fort- und 
Weiterbildung in Eigeninitiative be-
ruflichen Aufstieg ermöglichen, Die 
GdP setzt sich im Speziellen dafür 
ein, dass innerhalb der Bundespoli-
zei zukünftig möglichst mehr Auf-
stiegsmöglichkeiten in den gehobe-
nen und auch höheren 
nichttechnischen Verwaltungsdienst 
als Präsenz- und Fernstudiengänge 
angeboten werden.� JH

„Kümmert euch bitte um das, was 
uns im Moment unter den Nägeln 
brennt“, das hören wir als Personal-
räte und Gewerkschafter in den 
vergangenen Monaten sehr oft. 
Diese Monate wurden von einer 
Lage geprägt, die nahezu alle 
verfügbaren Kolleginnen und 
Kollegen der Bundesbereitschafts-

WIRRSAL – GdP STEHT FÜR BEHARRLICHKEIT

polizei aus ihrem normalen Aufga-
benfeld herausgerissen hat.

Das politische Durcheinander 
hatte auch Auswirkungen auf den 
Arbeitsalltag im Einsatz „Massen-
migration“. Themen wie Unter-
kunft, Verpflegung, Zweifel an der 
Sinnhaftigkeit des Einsatzes sowie 
den getroffenen Maßnahmen und 
die Gestaltung der Arbeitsplätze an 

den Kontrollstellen, Übergabestel-
len und Bearbeitungsstraßen wur-
den vorrangig an uns herangetra-
gen. 

Von besonderer Wichtigkeit war 
dabei immer wieder die häufige und 
lange Abwesenheit von zu Hause. – 
Die Frage nach Möglichkeiten zum 
Abbau von Überzeit und Mehrarbeit 
zu vernünftigen Konditionen steht 
dabei im Mittelpunkt.
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Heinz Selzner positioniert sich insbesondere als GdP-Chef 
der Bundesbereitschaftspolizei mit „seinem“ Wahlaufruf 
für unsere Gewerkschaft und verspricht, dass wir an den 
anstehenden Themen dranbleiben.�  Foto: GdP

Nämlich dann frei machen zu kön-
nen, wenn man es selber will oder eine 
Auszahlung auf freiwilliger Basis mit 
angemessenen und damit höheren 
Stundensätzen, sodass man sich und 
der Familie einen halbwegs vernünfti-
gen Gegenwert für die Entbehrungen 
zuerkennen kann. – Das sind sehr be-
rechtigte Forderungen. Und diese grif-
fen wir auf und trugen sie mit eigenen 
Initiativen in Potsdam und Berlin an 
dienstliche und politische Verantwor-
tungsträger heran.

Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf in der Bundesbereitschaftspolizei 
steht bei den allermeisten an oberster 
Stelle. Deshalb stellt dies in der aktu-
ellen Lage, genauso wie in der vor 

uns liegenden „Normalzeit“, einen 
Schwerpunkt unserer Arbeit dar. Auch 
wenn augenblicklich unsere Forde-
rung nach weiterer Flexibilisierung 
der Arbeitszeit – aufgrund der gege-
benen Lage – zwar nicht an allererster 
Stelle steht, heißt das dennoch nicht, 
dass wir es bei dem von uns durchge-
setzten „Hünfelder Modell“ belassen.

Weitere wesentliche Forderungen 
werden wir obendrein im Auge behal-
ten. Ganz weit vorne steht die Forde-
rung nach einer personellen Auf- 
füllung. Die derzeit schwache Einsatz-
stärke unserer Einheiten führt zu enor-
mer Mehrbelastung für die Einsatz-
kräfte. Uns ärgert auch, dass man die 

Chance durch lageangepasste Redu-
zierung der Kräfte in Zeiten schwä-
cherer Flüchtlingsströme verpasste, 
den auf Verschleiß zulaufenden Ein-
satzkräften zusätzliche Regenerations-
phasen zu gewähren.

Unsere langjährigen Verhandlun-
gen um die Anhebung der Dienstpos-
tenbewertung waren im vergangenen 
Jahr von Erfolg gekrönt. Das spiegelt 
sich in der Steigerung des Anteils an 
den Beförderungsmöglichkeiten in der 
Bundesbereitschaftspolizei wider. Und 
in einem nächsten Schritt wollen wir 
den Anteil an Dienstposten des geho-
benen Dienstes steigern, um damit 
weitere Aufstiegsmöglichkeiten in der 
Bundesbereitschaftspolizei zu eröff-

nen. Wir treten dafür ein, 
auch künftig eine hohe An-
zahl von Aufstiegsmöglich-
keiten mit einem angemes-
senen Anteil für den 
neuen vereinfachten Auf-
stieg nach § 16 Bundespoli-
zeilaufbahnverordnung 
(BPolLV) anzubieten.

In den vergangenen Mo-
naten kristallisierte sich 
nochmals heraus, wie wich-
tig eine eigene Verwaltung 
und Logistik sind. Dabei ist 
besonders bemerkenswert, 
dass die vielen Tarifbe-
schäftigten und Verwal-
tungsbeamten trotz ihrer 
wirklich nicht guten Bezah-
lung mit hoher Ausdauer 
und Motivation arbeiten. 
Deshalb werden wir weiter 
gegen jegliche Privatisie-
rungs- und Outsourcing-
Bestrebungen an- und für 
eine spürbare Verbesse-
rung des Lohn- und Ge-
haltsgefüges eintreten.

Wir kümmern uns um 
das, was aktuell anliegt. Aber wir wer-
den dabei nicht vergessen, dass ir-
gendwann die Zeit „danach“ anfängt. 
Und dann sind die alten Probleme auf 
einmal wieder im Fokus. Und es wird 
sein wie immer: Ohne starke Personal-
räte und Gewerkschaften werden sie 
nicht gelöst werden. Deshalb werben 
wir um eure Stimmen bei der Perso-
nalratswahl 2016 für die Listenvertre-
ter unserer Gewerkschaft der Polizei 
(GdP), damit wir mit dem nötigen 
Rückhalt für die Verbesserung der Ar-
beitssituation der Beschäftigten und 
die Entwicklung der Bundesbereit-
schaftspolizei ausgestattet werden.

HS

Die Kreisgruppe (KG) Westfa-
len/Ruhr der Gewerkschaft der 
Polizei (GdP) würdigte Werner 
Förster (links im Bild) für seine 
50-jährige Treue zur Gewerk-
schaft.

Im Rahmen einer Mitgliederver-
sammlung ehrte die KG Westfalen/
Ruhr unser langjähriges Mitglied 
Werner Förster, der seine berufliche 
Karriere 1964 beim Bahnhof Essen 
begann und nach seiner Ausbil-
dung zur Bahnpolizei wechselte. In 
der Bahnpolizeischule München-
Freimann erlernte er sein Hand-
werkszeug für seine spätere Tätig-
keit bei der Wache Essen und als 
Hundeführer beim Revier Bochum. 
1992 wurde er mit vielen anderen 
Bahnpolizisten Angehöriger des 
damaligen Bundesgrenzschutzes 
und war zuletzt als Leitstellenbe-
amter in der Bundespolizeiinspekti-
on Essen tätig.

Werner Förster stammt aus einer 
traditionellen Bahnpolizei-Familie; 
sein Vater war bereits Bahnpolizei-
postenführer in Gelsenkirchen. 
Der 66-jährige erfreut sich bester 
Gesundheit und genießt seinen 
„Unruhestand“. Der KG-Vorsit-
zende Jürgen Lipke (rechts im 
Bild) sprach dem Jubilar Lob und 
Anerkennung für seine Treue aus 
und bedankte sich mit einem Korb 
voller Köstlichkeiten. Diesem Dank 
an den Geehrten schließen sich auf 
diesem Weg auch der GdP-Be-
zirksvorstand sowie das Redakti-
onsteam des Bezirksjournals ganz 
herzlich an.� JL

GEEHRT

Foto: GdP
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UNNATÜRLICHE STRAPAZEN

Engagiert sich als Mitglied des geschäftsfüh-
renden Vorstands unseres GdP-Bezirks, als 
Vorsitzende unserer GdP-Frauengruppe und 
will ihre erfolgreiche Arbeit im Bundespolizei-
Hauptpersonalrat fortsetzen: Erika Krause-
Schöne, die auch zu 50% als Dienstgruppen-
leiterin im Schicht- und Wechseldienst ihre 
Frau steht.� Foto: GdP

W ie erleben Frauen – und 
auch Männer – die derzei-
tigen Belastungen in der 

Bundespolizei? – Dieser Druck stellt 
ein Potpourri unterschiedlichster 
Herausforderungen dar, die es in der 
täglichen Arbeit und bei der Dienst-
verrichtung im Einsatzgeschehen, in 
den Abordnungen, aber auch in den 
Stammdienststellen zu meistern 
gilt.

Tarifbeschäftigte, Verwaltungsbe-
amte und Vollzugsbeamte leiden ins-
gesamt unter erheblichen Beanspru-
chungen. Ich möchte dies auch nicht 
am Geschlecht festmachen, da jede 

Kollegin und jeder Kollege Belastun-
gen individuell anders wahrnimmt 
und unterschiedlich damit umgeht. 

Was jedoch in dieser Zeit vollkommen 
‚ad absurdum‘ geführt wird, ist die 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie. 
Das erschreckt umso mehr, als dass 
„unsere“ Bundespolizei in ihrer Ge-
samtheit doch eine zertifizierte Be-
hörde darstellt.

Viele Problemstellungen sind ins-
besondere zur Koordination der Kin-
derbetreuung sowie zur Pflege von 
Familienangehörigen gegeben. Die 
derzeitige Einsatzsituation führt nicht 
nur zu einem hohen Belastungsgrad, 
sondern erfordert auch einen immen-
sen Koordinierungsaufwand inner-
halb des Familienverbundes. Unsere 
Partnerinnen und Partner, unsere 
Kinder und Eltern sowie unser Freun-
deskreis leiden mit darunter. Erfor-
derliche Abordnungen in Unterstüt-
zungsbereiche erfolgen meist über 
die Dauer von drei Monaten und 
dann zumeist gegen den Willen der 
Betroffenen. – Muss das sein? Ich 
meine: nein. Unsere Kolleginnen und 
Kollegen sehen durchaus die Not-
wendigkeiten von Abordnungen ein 
– aber nicht in dieser Form. Eine kür-
zere Abordnungsdauer, z. B. für fünf 
Wochen, wäre unproblematischer. 
Dieser Zeitraum stünde eher für eine 
solide familiäre Organisationsstruktur 
und würde die Freiwilligkeit für die 
erforderlichen Maßnahmen wesent-
lich steigern helfen. Nochmal: Jede 
Kollegin und jeder Kollege empfindet 
die Belastung auf unterschiedliche 
Art und Weise.

Die Abgeltung der angefallenen 
Mehrleistung bzw. Mehrarbeit ist ein 
ebenso dringliches Problem, da es 
Dienstzeiten sind, die über die Jah-
resarbeitszeit hinaus geleistet wer-
den. Das ist genau die Zeit, die uns 
zur Regeneration und für die Familie 
fehlt. Ein rein finanzieller Ausgleich 
wiegt diese Entbehrungen nicht auf. 
Die Forderung, nach Einrichtung 

von Langzeitkonten werde ich weiter 
über meine Funktionen als Gewerk-
schafterin und als Vertreterin im 
Bundespolizei-Hauptpersonalrat 
verfolgen, um so endlich lebenspha-
senorientierte Arbeitszeitmodelle in 
der Bundespolizei mit einzuführen. 

Auch bei dem brisanten Thema zur 
Akzeptanz und Wertschätzung „der 
Frau im Dienst“ – sowohl im Innen- 
als auch im Außenverhältnis – besteht 
Diskussionsbedarf. Die Frau in Uni-
form, sei es als Vollzugsbeamtin oder 
Unterstützungskraft, wird oft vom po-
lizeilichen Gegenüber nicht akzep-
tiert, ist Reizfigur und wird als An-
griffsfläche gesehen, so leider das 
alltägliche Bild in unterschiedlichen 
Facetten. – Sei es im Fußball-, im Mi-
grations-, im Demonstrationseinsatz 
oder bei der ganz normalen Dienst-
verrichtung. Auch dies stellt ein Be-
lastungsmoment dar, den nicht jede 
Kollegin einfach so parieren kann. So 
wird auch gut Gemeintes mitunter 
zum Problem: Wenn sich ein Kollege 
schützend vor eine Kollegin stellt, wie 
er es auch genauso bei einem männli-
chen Kollegen tun würde, kann dies 
beim polizeilichen Gegenüber zu der 
Interpretation führen, dass Frauen „in 
die zweite Reihe“ gehören. Um für 
uns Frauen im polizeilichen Alltag 
Akzeptanz, Wertschätzung und 
Chancengleichheit zu erreichen, bin 
ich gerne provokant und kämpfe-
risch. Das werde ich auch weiterhin 
bleiben, denn es gibt noch viel zu tun. 
Und der Einsatz für die Frauen ist 
auch ein Einsatz für Männer. – Auch 
Männer haben es verdient, in ihrer 
Rolle als sorgender Vater gestärkt zu 
werden und dass sich die Rahmenbe-
dingungen hierzu verbessern. Unser 
Zusammenhalt und unsere Ideen sind 
gefragt, die uns gemeinsam diesem 
Ziel näher bringen.

EKS

In einem führenden deutschen 
Nachrichtenmagazin vom 16. Januar 
2016 war es nachzulesen: Nur 526 
weitere Stellen für die Bundespoli-
zei forderte der Bundesminister des 
Innern in den Haushaltsverhandlun-
gen für das Jahr 2016. 

Nicht er, sondern der Bundestag 
war es schließlich, der sich für die 

ZUKUNFTSSICHERE AUS- UND FORTBILDUNG 
vom Präsidenten des Bundespolizei-
präsidiums und der Gewerkschaft der 
Polizei (GdP) geforderten 3000 zu-
sätzlichen Stellen einsetzte. So 
schrieb Sigmar Gabriel einem Ver-
trauten der GdP kurz vor der ent-
scheidenden Verhandlungsrunde: 
„Das mache ich als SPD-Vorsitzender, 
da das Bundesministerium offenbar 
nichts fordert.“ Die mit dieser Ent-
scheidung einhergehende Einrich-

tung eines weiteren Bundespolizei-
aus- und -fortbildungszentrums in 
Bamberg begrüßt die GdP als Schritt 
in die richtige Richtung. Aber selbst 
damit lassen sich die bereits im Eva-
luationsbericht zur Neuorganisation 
der Bundespolizei 2012 aufgezeigten 
Defizite bei der Deckung des inner-
behördlichen Fortbildungsbedarfs 
nicht beseitigen. Die 2014 eingeführ-
te Priorisierung von Fortbildungslehr-
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ZUKUNFTSSICHERE AUS- UND FORTBILDUNG 

Foto: Studio157.de

Maik Würfels Schwerpunkt in der Gewerk-
schafts- und Personalratsarbeit liegt im 
Bereich der Aus- und Fortbildung. Er 
kandidiert für den Gesamtpersonalrat bei der 
Bundespolizeiakademie und den Bezirksper-
sonalrat beim Bundespolizeipräsidium.

Foto: GdP

gängen und die Budgetierung von  
Fortbildungsteilnehmerplätzen der 
Bundespolizeidirektionen können 
nur temporäre Ausgleichsmaßnah-
men sein. Seit Juli 2015 liegen nun-
mehr die Ergebnisse der Projektarbeit 
zur Neuausrichtung der Aus- und 
Fortbildung vor. Es sind neben der 
Einrichtung eines sechsten Bundes-
polizeiaus- und -fortbildungszen-
trums schnellstmöglich weitere An-
strengungen zur Erhöhung der 
Aus- und Fortbildungskapazitäten 
erforderlich. Einen wesentlichen Bau-
stein dafür stellt die Aktualisierung 
des Organisations- und Dienstposten-
plans (ODP) der Bundespolizeiakade-
mie dar. Diesbezüglich muss auch die 
mit Schreiben vom 4. Mai 2015 durch 
das Bundespolizeipräsidium zuge-
sagte Dienstpostenneubewertung für 
den Bereich der Bundespolizeiakade-
mie endlich angegangen werden. 
Wie in der Einsatzorganisation stimmt 
der Auffüllungsstand der Bundespoli-
zeiakademie in allen Bereichen nach-
denklich. So fehlten beispielsweise 
zum 1. Januar 2016 allein im Tarifbe-
reich 153 Kolleginnen und Kollegen. 
Das entspricht einem Auffüllungs-
grad von gerade 82% – und dies nach 
dem überholten ODP aus dem Jahr 
2008. 

Daher fordern wir als 
Gewerkschaft:

• �die unverzügliche Besetzung aller 
freien Verwaltungsbeamten- und 
Tarifstellen in der Bundespolizei-
akademie,

• �die Etatisierung von zusätzlich 400 
Dienstposten Lehrpersonal, zusätz-
lich 200 Stellen Rahmenpersonal in 
der Bundespolizeiakademie und  
zusätzlich 500 Dienstposten Fach-
lehrer und hauptamtliche Polizei-
trainer für die dezentrale Fort- 
bildung in den Bundespolizei- 
direktionen,

• �die Deckung des Personalbedarfes 
des BPOLAFZ Bamberg nicht durch 
„Quersubventionierung“ aus dem 
Bereich der Bundespolizeiakade-
mie,

• �Investitionen für den Neubau und 
die Sanierung der veralteten und 
teilweise desolaten Infrastruktur, 
die Bereitstellung von Unterkünf-
ten, Lehrsälen, Raumschießanlagen 
und Trainingsstätten in der Bundes-
polizeiakademie und in den Bun-
despolizeidirektionen, wie sie einer 

modernen Polizei des 21. Jahrhun-
derts entsprechen,

• �die Fortschreibung des Erfolgs aus 
dem Attraktivitätsprogramm II und 
ein Umdenken bei den Planungen 
bezüglich der Aufstiegsmöglichkeit 
von Polizeivollzugsbeamten im In-
teresse einer gedeihlichen Perso-
nalentwicklung,

• �die Gestaltung des Verhältnisses 
zwischen Einsteigern gem. § 5 
Bundespolizeilaufbahnverordnung 
(BPolLV), Ausbildungsaufsteigern 
gem. § 15 BPolLV und Aufsteigern 
gem. § 16 BPolLV, sodass höchstens 
ein Drittel des Nachwuchses des 
gehobenen Polizeivollzugsdienstes 
über den Vorbereitungsdienst  
(„Seiteneinsteiger“) eingestellt 
und der Anteil des verkürzten Auf-
stiegsverfahrens deutlich erhöht 
wird,

• �die Anwendung des § 27 Bundes-
laufbahnverordnung (BLV) für die 
Besetzung von geeigneten Dienst-
posten des gehobenen und höhe-
ren Dienstes mit Vollzugs- und 
Verwaltungsbeamten, ohne res-
sourcenfressende Studiengänge 
sowie

• �eine attraktive Dienstpostenneube-
wertung und Erhöhung des Fort-

bildungsrichtwertes für die Kolle-
ginnen und Kollegen der 
Bundespolizeiakademie.

Nur so kann eine zukunftssichere 
Aus- und Fortbildung mit engagier-
ten und motivierten Kolleginnen und 
Kollegen gewährleistet werden.

MW

Bereits in der Märzausgabe unse-
res Bezirksjournals legten wir 
Schwerpunkte in die Berichterstat-
tungen und Wahlaufrufe für die im 
April 2016 stattfindenden Personal-
ratswahlen im Zoll (am 5. April) sowie 
im Bundesamt für Güterverkehr 
(BAG) – während des Zeitraums vom 
11. bis zum 15. April. Unsere Bezirks-
gruppe Zoll der Gewerkschaft der Po-
lizei (GdP) und 
der Vorstand der 
GdP-Güterver-
kehrspolizei des 
Bundes präsen-
tierten kompetent 
und engagiert 
ihre Zielsetzun-
gen. Sprechfähig 
sowie mit dem 
entsprechenden 
Sach- und Fach-
verstand zu Wer-
ke gehend, au-
thentisch und 
energisch präsen-
tieren wir noch-

PR-WAHLEN BEI ZOLL UND BAG
mals stellvertretend für alle GdP-
Kandidatinnen und Kandidaten für 
diese Wahlen (v. l. n. r.): Armin Zeit-
vogel, Martin Schinke, Karin Ger-
ding, Frank Buckenhofer, Lieselotte 
Frei, Michael Floeth sowie Mario 
Märgner (kandidiert im BAG). – Und 
wir werben um eure Stimmen für die 
Gewerkschaft der Polizei auf allen 
Listen!
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AUFTRAG UND ANSPRUCH FÜR UNSERE GdP-TARIFVERTRETER

Stehen mit ihrer Kompetenz und Verlässlichkeit für faire Bezahlung, einen kollegialen 
Umgang, die Realisierung guter und gesunder Arbeitsbedingungen (v. l. n. r.): Heiko Dammann, 
Rüdiger Maas und Peter Ludwig.� Foto: GdP

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
wir möchten uns sowie einige 
Punkte unseres erfolgreichen 
Wirkens der vergangenen vier Jahre 
kurz vorstellen.

Unsere Arbeit im Bezirksperso-
nalrat (BPR) wie aber auch im Bun-
despolizei-Hauptpersonalrat (BHPR) 
war – und ist – durch die Umsetzung 
gewerkschaftlich erkämpfter Rah-
menbedingungen, die im Ergebnis 
immer zur Verbesserung unser aller 
Arbeitsbedingungen führten, ge-
prägt. Hierbei spielen nicht nur die 
wiederkehrenden Tarif- bzw. Ein-
kommensverhandlungen eine große 
Rolle, an denen wir als Verhand-
lungspartner immer ganz persönlich 
teilnehmen. – Wichtig bei der Arti-
kulation unserer Ansprüche sind 
uns immer auch gerade die Kolle-
ginnen und Kollegen, die nicht über 

große Einkommen verfügen. So ha-
ben wir hierzu wiederholt monetäre 
Mindestforderungen „eingebaut“. 
Diese sollen das wirtschaftliche 
Überleben der „kleinen Leute“ si-
chern.

Ein ganz wesentlicher Teil dieser 
vorgenannten Verhandlungen bil-
det sich im Tarifvertrag für den öf-
fentlichen Dienst (TVöD) ab, um 
dessen Einhaltung und Durchset-
zung immer wieder gekämpft wer-
den muss; leider war und ist es auch 
noch heute so. Häufig erleben wir, 
dass Dienststellenleitungen völlig 
verwundert aufschauen, wenn wir 

auf die Einhaltung eben dieses Ta-
rifvertrages drängen, als hörten sie 
erstmals von dessen Existenz. Zu-
letzt erlebten wir dieses bei der Ein-
führung der neuen Entgeltordnung 
(EGO). Auch hier haben wir unmit-
telbar an den Verhandlungen teilge-
nommen. Es war in der Tat ein har-
tes Stück Arbeit und dessen 
Ergebnis sollte möglichst vielen 
Kolleginnen und Kollegen zugute-
kommen. Wir informierten euch 
zeitgerecht über die Möglichkeit 
der Entgeltordnung und gaben allen 
eine eigens von uns hergestellte 
Schriftenreihe über die EGO an die 
Hand. Auch entwickelten wir ent-
sprechende Anträge, berechneten 
diese, damit jeder Einzelne Ansprü-
che, die aus der EGO resultieren, 
geltend machen konnte. Bei der an-
schließenden Bearbeitung der An-
träge bzw. Umsetzung der EGO 

durch die Dienststellen war das „Er-
wachen“ dann groß, dass sich näm-
lich der Meinungsbildungsprozess 
in den Köpfen der zuständigen per-
sonalverwaltenden Stellen nicht 
„auf Augenhöhe“ mitentwickelte 
und abbildete. – So ist im Ergebnis 
vorerst festzuhalten, dass wir in 
den Eingruppierungsfragen bzw. 
Bewertungen gemäß der EGO noch 
weitaus mehr als „ausreichend Luft 
nach oben“ hatten. – In der Frage 
der zum Teil „ungerechten“ Bezah-
lung unserer ausgelernten jungen 
Kolleginnen und Kollegen aus dem 
Bereich der Kammer- und Verwal-

tungsberufe erreichten wir, dass 
durch den von uns erzeugten politi-
schen Druck 1000 Hebungen von 
E 3 zu E 5 durchgesetzt werden 
konnten.

Auch die in der vergangenen 
Amtszeit durchgeführten Tarifver-
handlungen der Jahre 2012 und 
2014 führten für uns Tarifbeschäf-
tigte seit langer Zeit wieder zu spür-
baren Einkommensverbesserungen. 
Das setzten wir in der Bundestarif-
kommission der Gewerkschaft der 
Polizei (GdP) und den Tarifverhand-
lungen durch. Gerade die arbeits-
rechtliche Durchsetzung der Rah-
menbedingungen unserer heutigen 
Arbeitsgegebenheiten, wie die 
Überwachung der Arbeits-, Ur-
laubs- und Pausenzeit oder die Fra-
ge der tarifrechtlich richtigen Ein-
gruppierung sowie zur Betriebsrente 
VBL, lässt immer wieder tiefe Ein-
blicke in die Organisation Bundes-
polizei – und somit in die tagtägli-
che Arbeitswelt unserer Kolleginnen 
und Kollegen – zu. Uns war und ist 
dabei stets von großer Wichtigkeit, 
für jede einzelne Kollegin und jeden 
einzelnen Kollegen da und an-
sprechbar zu sein. Denn wir sind im-
mer für euch da. Und das nicht nur 
zu Wahlzeiten!

Eins ist uns noch wichtig, euch 
mitzuteilen: Bei unserer täglichen 
Arbeit ist für uns ganz entschei-
dend, dass ohne strukturierte Ge-
werkschaftsarbeit keine wirksame 
Personalratsarbeit möglich ist. Eine 
Trennung kann und darf es nicht ge-
ben, da das eine wiederum das an-
dere ergänzt. Bereits die „Väter“ 
unserer Gewerkschaftsbewegung 
und des Betriebsverfassungsgeset-
zes legten dieses fest; – nicht nur 
deshalb kommen derzeit zirka 72 000 
Tarifverträge in Deutschland zur 
Anwendung, die es Tag für Tag per-
sonal- bzw. betriebsrätlich zum Woh-
le der Beschäftigten durchzusetzen 
gilt. Auch dafür gehen wir bei den 
wiederkehrenden Tarifverhandlun-
gen immer wieder auf die Straße. 

Übrigens: Hinter dem „Wir“ ste-
hen Rüdiger Maas, Heiko Dam-
mann sowie Peter Ludwig als eure 
Vertreter der Gewerkschaft der Po-
lizei (GdP) für den Tarifbereich bei 
den bevorstehenden Personalrats-
wahlen 2016 für den BHPR, den 
BPR und in unseren Stammdienst-
stellen auf den Listen zur Wahl der 
Gesamt- bzw. örtlichen Personalrä-
te.


